
Was Sie über die Bekämpfung der

Umweltkriminalität wissen sollten.

Naturschutz: Gefährdung schutzbedürftiger
Gebiete und Eingriffe in Naturschutzgebiete
und Nationalparks (§ 329 StGB)

Diese Bestimmungen dienen dem Schutz von Gebieten,
die in besonderem Maße durch Immissionen und schäd-
liche Umwelteinwirkungen beeinträchtigt werden kön-
nen. Damit z. B. Naturschutzgebiete und Nationalparks
in ihrer schutzwürdigen Eigenart erhalten bleiben, müs-
sen sie vor schwerwiegenden Eingriffen bewahrt wer-
den. Daher muss mit Strafe rechnen, wer in einem sol-
chen Gebiet unbefugt Wald rodet oder unbefugt Sand
abbaut und dadurch den Charakter des Naturschutz-
gebiets oder Nationalparks verändert.

Besonders schwerer Fall einer Umweltstraftat
(§ 330 StGB)

Erhöhte Strafen sind für die Fälle vorgesehen, in denen
umweltgefährdende Handlungen erhebliche Gefahren
hervorgerufen haben. So kann z. B. auf Freiheitsstrafe
von sechs Monaten bis zu zehn Jahren erkannt werden,
wenn durch Umweltverunreinigung die öffentliche Was-
serversorgung oder eine vom Aussterben bedrohte Tier-
art gefährdet worden sind. Höchste Strafen können ver-
hängt werden, wenn durch eine Straftat gegen die Um-
welt Menschen in Todesgefahr geraten.

Gesetze zum Schutz der Umwelt sind nur so gut und wirk-
sam, wie ihre Einhaltung durchgesetzt werden kann. Alle
nordrhein-westfälischen Staatsanwaltschaften verfügen
deshalb im Interesse einer schnellen und umfassenden
Verfolgung von »Umweltkriminellen« über Sonderdezer-
nentinnen und -dezernenten mit speziellen Kenntnissen
und Erfahrungen auf diesem Gebiet. Sie arbeiten eng
und erfolgreich mit den Fachbehörden – wie Gewerbe-
aufsichtsämtern, Wasserbehörden und chemischen Unter-
suchungsämtern – zusammen. 
Wesentliche Aufgabe des Rechts ist es, die elementaren
Werte des Gemeinschaftslebens zu schützen. Zuwider-
handlungen gegen Vorschriften des Umweltschutzes sind
keine Bagatellverstöße. Deshalb sieht der Bußgeldkata-
log zur Ahndung von Ordnungswidrigkeiten im Bereich
des Immissionsschutzes die Verhängung von Bußgeldern
in erheblicher Höhe vor. Wenn der Täter wirtschaftliche
Vorteile aus der Tat gezogen hat, reicht oftmals die Ver-
hängung eines Bußgeldes nicht aus, um ihn wirksam
abzuschrecken. In diesen Fällen besteht die Möglichkeit,
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die Geldbuße so zu erhöhen, dass sie den wirtschaft-
lichen Vorteil (Gewinn) des Täters übersteigt. Bei gravie-
renden Verstößen greifen über die Vorschriften des Ord-
nungswidrigkeitenrechts hinaus die Vorschriften des
Strafgesetzbuches ein. Denn die Gefährdung oder Zer-
störung unserer Umwelt ist kriminelles Unrecht, das unse-
re natürlichen Lebensgrundlagen bedroht. Um die Zu-
sammenarbeit der Umweltbehörden mit den Strafver-
folgungsbehörden noch effektiver zu gestalten, ist bei
dem Ministerium für Umwelt und Naturschutz, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz die Stabsstelle Umwelt ein-
gerichtet worden. Es handelt sich hierbei um eine zen-
trale Koordinierungsstelle innerhalb der Umweltverwal-
tung, um Hinweise auf Straftaten gezielter nachgehen zu
können. Zugleich dient sie als Schnittstelle zu den Fach-
abteilungen der Staatsanwaltschaften und dem mit aus-
gesuchten Spezialisten besetzten Dezernat Korruption
und Umwelt bei dem Landeskriminalamt.

Tätige Reue (§ 330 b StGB)

Der Gesetzgeber hat allerdings auch dem Täter eine
goldene Brücke gebaut und ihm unter bestimmten Vor-
aussetzungen Straffreiheit oder jedenfalls Strafmilde-
rung in Aussicht gestellt. So kann z. B. das Gericht in
Fällen schwerer Umweltgefährdung die Strafe nach sei-
nem Ermessen mildern oder von einer Bestrafung wegen
schwerer Umweltgefährdung absehen, wenn der Täter,
der durch die Einleitung von Schadstoffen in ein Gewäs-
ser die öffentliche Wasserversorgung gefährdet hat,
diese Gefahr noch freiwillig abgewendet hat, bevor ein
erheblicher Schaden eingetreten ist. Die Strafbarkeit we-
gen »einfacher« Gewässerverunreinigung (§ 324 StGB)
würde allerdings in diesem Fall bestehen bleiben; poten-
tielle Umweltverschmutzer werden also auch weiterhin
vom Strafgesetzgeber gemahnt, ihre Verpflichtungen
gegenüber der Umwelt ernst zu nehmen.
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Umweltschutz und

Strafrecht

Wirtschaftliches Wachstum und technischer Fortschritt
wirken sich nicht nur zum Nutzen der Menschheit aus,
sondern können auch ernsthafte Gefahren für Leben und
Gesundheit der Menschen mit sich bringen. Diese
Gefahren gilt es durch umfassende Maßnahmen auf den
verschiedensten Gebieten der Technik, der Wirtschafts-
und Gesellschaftspolitik, der Forschung, der Verwaltung
und Gesetzgebung abzuwehren.
Auch das Strafrecht muss seinen Beitrag zum Schutz der
Umwelt leisten. Die Zerstörung unserer natürlichen
Umwelt gefährdet die Gesundheit und das Leben der
Menschen. Der Schutz dieser Rechtsgüter gehört zum
Kernbereich des Strafrechts. Verstöße gegen Vorschrif-
ten des Umweltschutzes können daher nicht als Kava-
liersdelikte abgetan werden. Dies hat der Gesetzgeber
dadurch deutlich gemacht, dass er im Jahre 1980 die
wichtigsten Tatbestände zum Schutz der Umwelt als
einen besonderen Abschnitt in das Strafgesetzbuch ein-
gestellt hat. Durch das 2. Gesetz zur Bekämpfung der
Umweltkriminalität vom 27.06.1994 wurde der Katalog
der Straftaten erweitert und zuletzt durch das 6. Straf-
rechtsreformgesetz vom 26.01.1998 überarbeitet. Die
Vorschriften können hier nicht abschließend aufgezählt
werden. Beispielhaft seien jedoch folgende genannt:

Gewässer- und Bodenverunreinigung
(§ 324 StGB, § 324 a StGB)

Nach § 324 des Strafgesetzbuches wird mit Freiheits-
strafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft,
wer unbefugt ein Gewässer verunreinigt oder sonst des-
sen Eigenschaften nachteilig verändert.
Ebenso wird nach § 324 a des Strafgesetzbuches be-
straft, wer unter Verletzung verwaltungsrechtlicher Pflich-
ten mit gesundheits- oder umweltgefährdenden Stoffen
den Boden verunreinigt oder nachteilig verändert.
Durch diese Vorschriften werden Bäche, Flüsse, Seen,
das Meer, das Grundwasser und der Boden geschützt.
Bestraft werden alle Handlungen und Unterlassungen,
die zu einer unbefugten Verunreinigung führen. So
macht sich z. B. der Kraftfahrzeugbesitzer, der Altöl in
den Boden ablässt, ebenso strafbar, wie der Unterneh-
mer, der Säure in einen Fluss einleitet oder der Spedi-
teur, der Benzin aus einem Tankfahrzeug auslaufen
lässt.

Luftverunreinigung und Lärm
(§ 325 StGB, § 325 a StGB)

Zur Reinerhaltung der Luft und zur Lärmbekämpfung sind
zahlreiche verwaltungsrechtliche Vorschriften erlassen
worden. Um diesen Vorschriften Geltung zu verschaffen,
hat der Gesetzgeber Veränderungen der Luft und
erheblichen Lärm, die beim Betrieb einer Anlage unter
Verletzung verwaltungsrechtlicher Vorschriften verur-
sacht werden und durch die schädliche Umwelteinwir-
kungen hervorgerufen werden können, unter Strafe ge-
stellt. Erfasst wird z. B. der Fall, dass in einer Eisenhütte,
in einer Müllverbrennungsanlage oder in einem Kalk-
werk schadhafte Filter zur Verhinderung von gesund-
heitsschädigenden Emmissionen nicht rechtzeitig ersetzt
werden oder dass etwa in einem Hammerwerk ständig
ein solcher Lärm verursacht wird, dass Anwohner in
ihrer Gesundheit geschädigt werden können.

Unerlaubter Umgang mit gefährlichen
Abfällen (§ 326 StGB)

Auch durch die ungeordnete Beseitigung von schäd-
lichen Abfällen können schwerwiegende Gefahren für
Menschen und Tiere, für Gewässer, für Luft und Boden
entstehen. Deshalb macht sich strafbar, wer bestimmte
gefährliche Abfälle außerhalb einer dafür zugelassenen
Anlage oder unter wesentlicher Abweichung von vorge-
schriebenen oder zugelassenen Verfahren behandelt,
lagert, ablässt oder sonst beseitigt. So macht sich z. B.
der Unternehmer strafbar, der Fässer mit hochgiftigem
Inhalt zu einer nahe gelegenen wilden Müllkippe, statt
zu einer weiter entfernten, für dieses Gift aber zugelas-
senen Deponie bringt. Strafbar machen können sich
auch z. B. Krankenhausangestellte, die Krankenhaus-
abfälle mit Erregern von Krankheiten nicht ordnungsge-
mäß beseitigen, oder der Unternehmer, der zyanidhalti-
ge Abfälle im Meer versenkt.

Aus dem Strafgesetzbuch: Straftaten gegen die Umwelt

§ 324. Gewässerverunreinigung.

(1) Wer unbefugt ein Gewässer verunreinigt oder sonst dessen Eigenschaften nachteilig

verändert, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) Der Versuch ist strafbar.

(3) Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder

Geldstrafe.

§ 324a. Bodenverunreinigung. 

(1) Wer unter Verletzung verwaltungsrechtlicher Pflichten Stoffe in den Boden einbringt, ein-

dringen lässt oder freisetzt und diese dadurch

1. in einer Weise, die geeignet ist, die Gesundheit eines anderen, Tiere, Pflanzen oder

andere Sachen von bedeutendem Wert oder ein Gewässer zu schädigen, oder

2. in bedeutendem Umfang verunreinigt oder sonst nachteilig verändert, wird mit Frei-

heitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) Der Versuch ist strafbar.

(3) Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder

Geldstrafe.

§ 325. Luftverunreinigung. 

(1) Wer beim Betrieb einer Anlage, insbesondere einer Betriebsstätte oder Maschine, unter

Verletzung verwaltungsrechtlicher Pflichten Veränderungen der Luft verursacht, die geeignet

sind, außerhalb des zur Anlage gehörenden Bereichs die Gesundheit eines andern, Tiere,

Pflanzen oder andere Sachen von bedeutendem Wert zu schädigen, wird mit Freiheitsstrafe

bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Der Versuch ist strafbar.

(2) Wer beim Betrieb einer Anlage, insbesondere einer Betriebsstätte oder Maschine, unter

grober Verletzung verwaltungsrechtlicher Pflichten Schadstoffe in bedeutendem Umfang in

die Luft außerhalb des Betriebsgeländes freisetzt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren

oder mit Geldstrafe bestraft.

(3) Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder

Geldstrafe.

(4) Schadstoffe im Sinne des Absatzes 2 sind Stoffe, die geeignet sind, 

1. die Gesundheit eines anderen, Tiere, Pflanzen oder andere Sachen von bedeutendem

Wert zu schädigen oder

2. nachhaltig ein Gewässer, die Luft oder den Boden zu verunreinigen oder sonst nachtei-

lig zu verändern.

(5) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für Kraftfahrzeuge, Schienen-, Luft- oder Wasser-

fahrzeuge.

§ 325a. Verursachen von Lärm, Erschütterungen und nichtionisierenden Strahlen. 

(1) Wer beim Betrieb einer Anlage, insbesondere einer Betriebsstätte oder Maschine, unter

Verletzung verwaltungsrechtlicher Pflichten Lärm verursacht, der geeignet ist, außerhalb des

zur Anlage gehörenden Bereichs die Gesundheit eines anderen zu schädigen, wird mit

Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft.
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abfälle mit Erregern von Krankheiten nicht ordnungsge-
mäß beseitigen, oder der Unternehmer, der zyanidhalti-
ge Abfälle im Meer versenkt.

Aus dem Strafgesetzbuch: Straftaten gegen die Umwelt

§ 324. Gewässerverunreinigung.

(1) Wer unbefugt ein Gewässer verunreinigt oder sonst dessen Eigenschaften nachteilig

verändert, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) Der Versuch ist strafbar.

(3) Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder

Geldstrafe.

§ 324a. Bodenverunreinigung. 

(1) Wer unter Verletzung verwaltungsrechtlicher Pflichten Stoffe in den Boden einbringt, ein-

dringen lässt oder freisetzt und diese dadurch

1. in einer Weise, die geeignet ist, die Gesundheit eines anderen, Tiere, Pflanzen oder

andere Sachen von bedeutendem Wert oder ein Gewässer zu schädigen, oder

2. in bedeutendem Umfang verunreinigt oder sonst nachteilig verändert, wird mit Frei-

heitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) Der Versuch ist strafbar.

(3) Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder

Geldstrafe.

§ 325. Luftverunreinigung. 

(1) Wer beim Betrieb einer Anlage, insbesondere einer Betriebsstätte oder Maschine, unter

Verletzung verwaltungsrechtlicher Pflichten Veränderungen der Luft verursacht, die geeignet

sind, außerhalb des zur Anlage gehörenden Bereichs die Gesundheit eines andern, Tiere,

Pflanzen oder andere Sachen von bedeutendem Wert zu schädigen, wird mit Freiheitsstrafe

bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Der Versuch ist strafbar.

(2) Wer beim Betrieb einer Anlage, insbesondere einer Betriebsstätte oder Maschine, unter

grober Verletzung verwaltungsrechtlicher Pflichten Schadstoffe in bedeutendem Umfang in

die Luft außerhalb des Betriebsgeländes freisetzt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren

oder mit Geldstrafe bestraft.

(3) Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder

Geldstrafe.

(4) Schadstoffe im Sinne des Absatzes 2 sind Stoffe, die geeignet sind, 

1. die Gesundheit eines anderen, Tiere, Pflanzen oder andere Sachen von bedeutendem

Wert zu schädigen oder

2. nachhaltig ein Gewässer, die Luft oder den Boden zu verunreinigen oder sonst nachtei-

lig zu verändern.

(5) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für Kraftfahrzeuge, Schienen-, Luft- oder Wasser-

fahrzeuge.

§ 325a. Verursachen von Lärm, Erschütterungen und nichtionisierenden Strahlen. 

(1) Wer beim Betrieb einer Anlage, insbesondere einer Betriebsstätte oder Maschine, unter

Verletzung verwaltungsrechtlicher Pflichten Lärm verursacht, der geeignet ist, außerhalb des

zur Anlage gehörenden Bereichs die Gesundheit eines anderen zu schädigen, wird mit

Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft.
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Umweltschutz und

Strafrecht

Wirtschaftliches Wachstum und technischer Fortschritt
wirken sich nicht nur zum Nutzen der Menschheit aus,
sondern können auch ernsthafte Gefahren für Leben und
Gesundheit der Menschen mit sich bringen. Diese
Gefahren gilt es durch umfassende Maßnahmen auf den
verschiedensten Gebieten der Technik, der Wirtschafts-
und Gesellschaftspolitik, der Forschung, der Verwaltung
und Gesetzgebung abzuwehren.
Auch das Strafrecht muss seinen Beitrag zum Schutz der
Umwelt leisten. Die Zerstörung unserer natürlichen
Umwelt gefährdet die Gesundheit und das Leben der
Menschen. Der Schutz dieser Rechtsgüter gehört zum
Kernbereich des Strafrechts. Verstöße gegen Vorschrif-
ten des Umweltschutzes können daher nicht als Kava-
liersdelikte abgetan werden. Dies hat der Gesetzgeber
dadurch deutlich gemacht, dass er im Jahre 1980 die
wichtigsten Tatbestände zum Schutz der Umwelt als
einen besonderen Abschnitt in das Strafgesetzbuch ein-
gestellt hat. Durch das 2. Gesetz zur Bekämpfung der
Umweltkriminalität vom 27.06.1994 wurde der Katalog
der Straftaten erweitert und zuletzt durch das 6. Straf-
rechtsreformgesetz vom 26.01.1998 überarbeitet. Die
Vorschriften können hier nicht abschließend aufgezählt
werden. Beispielhaft seien jedoch folgende genannt:

Gewässer- und Bodenverunreinigung
(§ 324 StGB, § 324 a StGB)

Nach § 324 des Strafgesetzbuches wird mit Freiheits-
strafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft,
wer unbefugt ein Gewässer verunreinigt oder sonst des-
sen Eigenschaften nachteilig verändert.
Ebenso wird nach § 324 a des Strafgesetzbuches be-
straft, wer unter Verletzung verwaltungsrechtlicher Pflich-
ten mit gesundheits- oder umweltgefährdenden Stoffen
den Boden verunreinigt oder nachteilig verändert.
Durch diese Vorschriften werden Bäche, Flüsse, Seen,
das Meer, das Grundwasser und der Boden geschützt.
Bestraft werden alle Handlungen und Unterlassungen,
die zu einer unbefugten Verunreinigung führen. So
macht sich z. B. der Kraftfahrzeugbesitzer, der Altöl in
den Boden ablässt, ebenso strafbar, wie der Unterneh-
mer, der Säure in einen Fluss einleitet oder der Spedi-
teur, der Benzin aus einem Tankfahrzeug auslaufen
lässt.

Luftverunreinigung und Lärm
(§ 325 StGB, § 325 a StGB)

Zur Reinerhaltung der Luft und zur Lärmbekämpfung sind
zahlreiche verwaltungsrechtliche Vorschriften erlassen
worden. Um diesen Vorschriften Geltung zu verschaffen,
hat der Gesetzgeber Veränderungen der Luft und
erheblichen Lärm, die beim Betrieb einer Anlage unter
Verletzung verwaltungsrechtlicher Vorschriften verur-
sacht werden und durch die schädliche Umwelteinwir-
kungen hervorgerufen werden können, unter Strafe ge-
stellt. Erfasst wird z. B. der Fall, dass in einer Eisenhütte,
in einer Müllverbrennungsanlage oder in einem Kalk-
werk schadhafte Filter zur Verhinderung von gesund-
heitsschädigenden Emmissionen nicht rechtzeitig ersetzt
werden oder dass etwa in einem Hammerwerk ständig
ein solcher Lärm verursacht wird, dass Anwohner in
ihrer Gesundheit geschädigt werden können.

Unerlaubter Umgang mit gefährlichen
Abfällen (§ 326 StGB)

Auch durch die ungeordnete Beseitigung von schäd-
lichen Abfällen können schwerwiegende Gefahren für
Menschen und Tiere, für Gewässer, für Luft und Boden
entstehen. Deshalb macht sich strafbar, wer bestimmte
gefährliche Abfälle außerhalb einer dafür zugelassenen
Anlage oder unter wesentlicher Abweichung von vorge-
schriebenen oder zugelassenen Verfahren behandelt,
lagert, ablässt oder sonst beseitigt. So macht sich z. B.
der Unternehmer strafbar, der Fässer mit hochgiftigem
Inhalt zu einer nahe gelegenen wilden Müllkippe, statt
zu einer weiter entfernten, für dieses Gift aber zugelas-
senen Deponie bringt. Strafbar machen können sich
auch z. B. Krankenhausangestellte, die Krankenhaus-
abfälle mit Erregern von Krankheiten nicht ordnungsge-
mäß beseitigen, oder der Unternehmer, der zyanidhalti-
ge Abfälle im Meer versenkt.

Aus dem Strafgesetzbuch: Straftaten gegen die Umwelt

§ 324. Gewässerverunreinigung.

(1) Wer unbefugt ein Gewässer verunreinigt oder sonst dessen Eigenschaften nachteilig

verändert, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) Der Versuch ist strafbar.

(3) Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder

Geldstrafe.

§ 324a. Bodenverunreinigung. 

(1) Wer unter Verletzung verwaltungsrechtlicher Pflichten Stoffe in den Boden einbringt, ein-

dringen lässt oder freisetzt und diese dadurch

1. in einer Weise, die geeignet ist, die Gesundheit eines anderen, Tiere, Pflanzen oder

andere Sachen von bedeutendem Wert oder ein Gewässer zu schädigen, oder

2. in bedeutendem Umfang verunreinigt oder sonst nachteilig verändert, wird mit Frei-

heitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) Der Versuch ist strafbar.

(3) Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder

Geldstrafe.

§ 325. Luftverunreinigung. 

(1) Wer beim Betrieb einer Anlage, insbesondere einer Betriebsstätte oder Maschine, unter

Verletzung verwaltungsrechtlicher Pflichten Veränderungen der Luft verursacht, die geeignet

sind, außerhalb des zur Anlage gehörenden Bereichs die Gesundheit eines andern, Tiere,

Pflanzen oder andere Sachen von bedeutendem Wert zu schädigen, wird mit Freiheitsstrafe

bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Der Versuch ist strafbar.

(2) Wer beim Betrieb einer Anlage, insbesondere einer Betriebsstätte oder Maschine, unter

grober Verletzung verwaltungsrechtlicher Pflichten Schadstoffe in bedeutendem Umfang in

die Luft außerhalb des Betriebsgeländes freisetzt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren

oder mit Geldstrafe bestraft.

(3) Handelt der Täter fahrlässig, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder

Geldstrafe.

(4) Schadstoffe im Sinne des Absatzes 2 sind Stoffe, die geeignet sind, 

1. die Gesundheit eines anderen, Tiere, Pflanzen oder andere Sachen von bedeutendem

Wert zu schädigen oder

2. nachhaltig ein Gewässer, die Luft oder den Boden zu verunreinigen oder sonst nachtei-

lig zu verändern.

(5) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für Kraftfahrzeuge, Schienen-, Luft- oder Wasser-

fahrzeuge.

§ 325a. Verursachen von Lärm, Erschütterungen und nichtionisierenden Strahlen. 

(1) Wer beim Betrieb einer Anlage, insbesondere einer Betriebsstätte oder Maschine, unter

Verletzung verwaltungsrechtlicher Pflichten Lärm verursacht, der geeignet ist, außerhalb des

zur Anlage gehörenden Bereichs die Gesundheit eines anderen zu schädigen, wird mit

Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft.
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Was Sie über die Bekämpfung der

Umweltkriminalität wissen sollten.

Naturschutz: Gefährdung schutzbedürftiger
Gebiete und Eingriffe in Naturschutzgebiete
und Nationalparks (§ 329 StGB)

Diese Bestimmungen dienen dem Schutz von Gebieten,
die in besonderem Maße durch Immissionen und schäd-
liche Umwelteinwirkungen beeinträchtigt werden kön-
nen. Damit z. B. Naturschutzgebiete und Nationalparks
in ihrer schutzwürdigen Eigenart erhalten bleiben, müs-
sen sie vor schwerwiegenden Eingriffen bewahrt wer-
den. Daher muss mit Strafe rechnen, wer in einem sol-
chen Gebiet unbefugt Wald rodet oder unbefugt Sand
abbaut und dadurch den Charakter des Naturschutz-
gebiets oder Nationalparks verändert.

Besonders schwerer Fall einer Umweltstraftat
(§ 330 StGB)

Erhöhte Strafen sind für die Fälle vorgesehen, in denen
umweltgefährdende Handlungen erhebliche Gefahren
hervorgerufen haben. So kann z. B. auf Freiheitsstrafe
von sechs Monaten bis zu zehn Jahren erkannt werden,
wenn durch Umweltverunreinigung die öffentliche Was-
serversorgung oder eine vom Aussterben bedrohte Tier-
art gefährdet worden sind. Höchste Strafen können ver-
hängt werden, wenn durch eine Straftat gegen die Um-
welt Menschen in Todesgefahr geraten.

Gesetze zum Schutz der Umwelt sind nur so gut und wirk-
sam, wie ihre Einhaltung durchgesetzt werden kann. Alle
nordrhein-westfälischen Staatsanwaltschaften verfügen
deshalb im Interesse einer schnellen und umfassenden
Verfolgung von »Umweltkriminellen« über Sonderdezer-
nentinnen und -dezernenten mit speziellen Kenntnissen
und Erfahrungen auf diesem Gebiet. Sie arbeiten eng
und erfolgreich mit den Fachbehörden – wie Gewerbe-
aufsichtsämtern, Wasserbehörden und chemischen Unter-
suchungsämtern – zusammen. 
Wesentliche Aufgabe des Rechts ist es, die elementaren
Werte des Gemeinschaftslebens zu schützen. Zuwider-
handlungen gegen Vorschriften des Umweltschutzes sind
keine Bagatellverstöße. Deshalb sieht der Bußgeldkata-
log zur Ahndung von Ordnungswidrigkeiten im Bereich
des Immissionsschutzes die Verhängung von Bußgeldern
in erheblicher Höhe vor. Wenn der Täter wirtschaftliche
Vorteile aus der Tat gezogen hat, reicht oftmals die Ver-
hängung eines Bußgeldes nicht aus, um ihn wirksam
abzuschrecken. In diesen Fällen besteht die Möglichkeit,

www.justiz.nrw.de
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die Geldbuße so zu erhöhen, dass sie den wirtschaft-
lichen Vorteil (Gewinn) des Täters übersteigt. Bei gravie-
renden Verstößen greifen über die Vorschriften des Ord-
nungswidrigkeitenrechts hinaus die Vorschriften des
Strafgesetzbuches ein. Denn die Gefährdung oder Zer-
störung unserer Umwelt ist kriminelles Unrecht, das unse-
re natürlichen Lebensgrundlagen bedroht. Um die Zu-
sammenarbeit der Umweltbehörden mit den Strafver-
folgungsbehörden noch effektiver zu gestalten, ist bei
dem Ministerium für Umwelt und Naturschutz, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz die Stabsstelle Umwelt ein-
gerichtet worden. Es handelt sich hierbei um eine zen-
trale Koordinierungsstelle innerhalb der Umweltverwal-
tung, um Hinweise auf Straftaten gezielter nachgehen zu
können. Zugleich dient sie als Schnittstelle zu den Fach-
abteilungen der Staatsanwaltschaften und dem mit aus-
gesuchten Spezialisten besetzten Dezernat Korruption
und Umwelt bei dem Landeskriminalamt.

Tätige Reue (§ 330 b StGB)

Der Gesetzgeber hat allerdings auch dem Täter eine
goldene Brücke gebaut und ihm unter bestimmten Vor-
aussetzungen Straffreiheit oder jedenfalls Strafmilde-
rung in Aussicht gestellt. So kann z. B. das Gericht in
Fällen schwerer Umweltgefährdung die Strafe nach sei-
nem Ermessen mildern oder von einer Bestrafung wegen
schwerer Umweltgefährdung absehen, wenn der Täter,
der durch die Einleitung von Schadstoffen in ein Gewäs-
ser die öffentliche Wasserversorgung gefährdet hat,
diese Gefahr noch freiwillig abgewendet hat, bevor ein
erheblicher Schaden eingetreten ist. Die Strafbarkeit we-
gen »einfacher« Gewässerverunreinigung (§ 324 StGB)
würde allerdings in diesem Fall bestehen bleiben; poten-
tielle Umweltverschmutzer werden also auch weiterhin
vom Strafgesetzgeber gemahnt, ihre Verpflichtungen
gegenüber der Umwelt ernst zu nehmen.
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Was Sie über die Bekämpfung der

Umweltkriminalität wissen sollten.

Naturschutz: Gefährdung schutzbedürftiger
Gebiete und Eingriffe in Naturschutzgebiete
und Nationalparks (§ 329 StGB)

Diese Bestimmungen dienen dem Schutz von Gebieten,
die in besonderem Maße durch Immissionen und schäd-
liche Umwelteinwirkungen beeinträchtigt werden kön-
nen. Damit z. B. Naturschutzgebiete und Nationalparks
in ihrer schutzwürdigen Eigenart erhalten bleiben, müs-
sen sie vor schwerwiegenden Eingriffen bewahrt wer-
den. Daher muss mit Strafe rechnen, wer in einem sol-
chen Gebiet unbefugt Wald rodet oder unbefugt Sand
abbaut und dadurch den Charakter des Naturschutz-
gebiets oder Nationalparks verändert.

Besonders schwerer Fall einer Umweltstraftat
(§ 330 StGB)

Erhöhte Strafen sind für die Fälle vorgesehen, in denen
umweltgefährdende Handlungen erhebliche Gefahren
hervorgerufen haben. So kann z. B. auf Freiheitsstrafe
von sechs Monaten bis zu zehn Jahren erkannt werden,
wenn durch Umweltverunreinigung die öffentliche Was-
serversorgung oder eine vom Aussterben bedrohte Tier-
art gefährdet worden sind. Höchste Strafen können ver-
hängt werden, wenn durch eine Straftat gegen die Um-
welt Menschen in Todesgefahr geraten.

Gesetze zum Schutz der Umwelt sind nur so gut und wirk-
sam, wie ihre Einhaltung durchgesetzt werden kann. Alle
nordrhein-westfälischen Staatsanwaltschaften verfügen
deshalb im Interesse einer schnellen und umfassenden
Verfolgung von »Umweltkriminellen« über Sonderdezer-
nentinnen und -dezernenten mit speziellen Kenntnissen
und Erfahrungen auf diesem Gebiet. Sie arbeiten eng
und erfolgreich mit den Fachbehörden – wie Gewerbe-
aufsichtsämtern, Wasserbehörden und chemischen Unter-
suchungsämtern – zusammen. 
Wesentliche Aufgabe des Rechts ist es, die elementaren
Werte des Gemeinschaftslebens zu schützen. Zuwider-
handlungen gegen Vorschriften des Umweltschutzes sind
keine Bagatellverstöße. Deshalb sieht der Bußgeldkata-
log zur Ahndung von Ordnungswidrigkeiten im Bereich
des Immissionsschutzes die Verhängung von Bußgeldern
in erheblicher Höhe vor. Wenn der Täter wirtschaftliche
Vorteile aus der Tat gezogen hat, reicht oftmals die Ver-
hängung eines Bußgeldes nicht aus, um ihn wirksam
abzuschrecken. In diesen Fällen besteht die Möglichkeit,
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die Geldbuße so zu erhöhen, dass sie den wirtschaft-
lichen Vorteil (Gewinn) des Täters übersteigt. Bei gravie-
renden Verstößen greifen über die Vorschriften des Ord-
nungswidrigkeitenrechts hinaus die Vorschriften des
Strafgesetzbuches ein. Denn die Gefährdung oder Zer-
störung unserer Umwelt ist kriminelles Unrecht, das unse-
re natürlichen Lebensgrundlagen bedroht. Um die Zu-
sammenarbeit der Umweltbehörden mit den Strafver-
folgungsbehörden noch effektiver zu gestalten, ist bei
dem Ministerium für Umwelt und Naturschutz, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz die Stabsstelle Umwelt ein-
gerichtet worden. Es handelt sich hierbei um eine zen-
trale Koordinierungsstelle innerhalb der Umweltverwal-
tung, um Hinweise auf Straftaten gezielter nachgehen zu
können. Zugleich dient sie als Schnittstelle zu den Fach-
abteilungen der Staatsanwaltschaften und dem mit aus-
gesuchten Spezialisten besetzten Dezernat Korruption
und Umwelt bei dem Landeskriminalamt.

Tätige Reue (§ 330 b StGB)

Der Gesetzgeber hat allerdings auch dem Täter eine
goldene Brücke gebaut und ihm unter bestimmten Vor-
aussetzungen Straffreiheit oder jedenfalls Strafmilde-
rung in Aussicht gestellt. So kann z. B. das Gericht in
Fällen schwerer Umweltgefährdung die Strafe nach sei-
nem Ermessen mildern oder von einer Bestrafung wegen
schwerer Umweltgefährdung absehen, wenn der Täter,
der durch die Einleitung von Schadstoffen in ein Gewäs-
ser die öffentliche Wasserversorgung gefährdet hat,
diese Gefahr noch freiwillig abgewendet hat, bevor ein
erheblicher Schaden eingetreten ist. Die Strafbarkeit we-
gen »einfacher« Gewässerverunreinigung (§ 324 StGB)
würde allerdings in diesem Fall bestehen bleiben; poten-
tielle Umweltverschmutzer werden also auch weiterhin
vom Strafgesetzgeber gemahnt, ihre Verpflichtungen
gegenüber der Umwelt ernst zu nehmen.
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Naturschutz: Gefährdung schutzbedürftiger
Gebiete und Eingriffe in Naturschutzgebiete
und Nationalparks (§ 329 StGB)

Diese Bestimmungen dienen dem Schutz von Gebieten,
die in besonderem Maße durch Immissionen und schäd -
liche Umwelteinwirkungen beeinträchtigt werden kön-
nen. Damit z. B. Naturschutzgebiete und National parks
in ihrer schutzwürdigen Eigenart erhalten bleiben, müs-
sen sie vor schwerwiegenden Eingriffen be wahrt wer-
den. Daher muss mit Strafe rechnen, wer in einem sol-
chen Gebiet unbefugt Wald rodet oder unbefugt Sand
abbaut und dadurch den Charakter des Naturschutz -
gebiets oder Nationalparks verändert.

Besonders schwerer Fall einer Umwelt straf tat
(§ 330 StGB)

Erhöhte Strafen sind für die Fälle vorgesehen, in denen
umweltgefährdende Handlungen erhebliche Gefahren
hervorgerufen haben. So kann z. B. auf Freiheitsstrafe
von sechs Monaten bis zu zehn Jahren erkannt werden,
wenn durch Umweltverunreinigung die öffentliche Was -
serversorgung oder eine vom Aussterben bedrohte Tier -
art gefährdet worden sind. Höchste Strafen können ver-
hängt werden, wenn durch eine Straftat gegen die Um -
welt Menschen in Todesgefahr geraten.

Gesetze zum Schutz der Umwelt sind nur so gut und wirk  -
sam, wie ihre Einhaltung durchgesetzt werden kann. Alle
nordrhein-westfälischen Staatsanwalt schaf ten verfügen
deshalb im Interesse einer schnellen und um fassenden
Verfolgung von »Umweltkriminellen« über Son der de zer -
nentinnen und -dezernenten mit speziellen Kenntnissen
und Erfahrungen auf diesem Gebiet. Sie arbeiten eng
und erfolgreich mit den Fachbehörden – wie Gewerbe -
aufsichtsämtern, Wasserbehörden und che  mi schen Un ter -
suchungsämtern – zusammen. 
Wesentliche Aufgabe des Rechts ist es, die elementaren
Werte des Gemeinschaftslebens zu schützen. Zu wider -
handlungen gegen Vorschriften des Umwelt schut zes sind
keine Bagatellverstöße. Deshalb sieht der Buß geld kata -
log zur Ahndung von Ordnungswidrig keiten im Be reich
des Immissionsschutzes die Verhän gung von Buß  geldern
in erheblicher Höhe vor. Wenn der Täter wirtschaftliche
Vorteile aus der Tat gezogen hat, reicht oftmals die Ver -
hängung eines Bußgeldes nicht aus, um ihn wirksam
abzuschrecken. In diesen Fällen besteht die Möglichkeit,
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die Geldbuße so zu erhöhen, dass sie den wirtschaft-
lichen Vorteil (Gewinn) des Täters übersteigt. Bei gravie-
renden Verstößen greifen über die Vorschrif ten des Ord -
nungswidrig kei tenrechts hinaus die Vor schrif ten des
Straf  gesetzbuches ein. Denn die Gefährdung oder Zer -
stö rung unserer Umwelt ist kriminelles Unrecht, das unse-
re natürlichen Lebensgrundlagen bedroht. Um die Zu -
sam  menarbeit der Um weltbehörden mit den Strafver -
folgungsbehörden noch effektiver zu gestalten, ist bei
dem Ministerium für Um welt und Naturschutz, Land wirt -
schaft und Verbraucher schutz die Stabsstelle Umwelt ein-
gerichtet worden. Es handelt sich hierbei um eine zen -
trale Koordinie rungs stelle innerhalb der Umweltver wal -
tung, um Hinweise auf Straftaten gezielter nachgehen zu
können. Zugleich dient sie als Schnittstelle zu den Fach -
abteilungen der Staats anwaltschaften und dem mit aus -
gesuchten Spezia listen besetzten Dezernat Korruption
und Umwelt bei dem Landeskriminalamt.

Tätige Reue (§ 330 b StGB)

Der Gesetzgeber hat allerdings auch dem Täter eine
goldene Brücke gebaut und ihm unter bestimmten Vor -
aussetzungen Straffreiheit oder jedenfalls Strafmil de -
rung in Aussicht gestellt. So kann z. B. das Gericht in
Fällen schwerer Umweltgefährdung die Strafe nach sei-
nem Ermessen mildern oder von einer Bestrafung wegen
schwerer Umweltgefährdung absehen, wenn der Täter,
der durch die Einleitung von Schadstoffen in ein Gewäs -
ser die öffentliche Wasserversorgung ge fähr det hat,
diese Gefahr noch freiwillig abgewendet hat, bevor ein
erheblicher Schaden eingetreten ist. Die Strafbarkeit we -
gen »einfacher« Gewässer ver unrei ni gung (§ 324 StGB)
würde allerdings in diesem Fall bestehen bleiben; poten-
tielle Umweltverschmutzer werden also auch weiterhin
vom Strafgesetzgeber ge mahnt, ihre Verpflich tungen
gegenüber der Umwelt ernst zu nehmen.
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Was Sie über die Bekämpfung 
der Umweltkriminalität wissen 
sollten. 
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